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Kleine Anfrage 422 
 
des Abgeordneten Wilfried Grunendahl   CDU 
 
 
Zukunft der Marien-Grundschule in Hopsten-Halverde 
 
 
Seit 200 Jahren existiert die Marien-Grundschule in Hopsten-Halverde. Die Schule hat Tradi-
tion und prägt den Ortsteil Halverde seit Generationen.  
Der Entwurf für ein neues Schulgesetz in Nordrhein-Westfalen sieht vor, dass künftig nur 
noch Schulen mit mindestens 46 Kindern in zwei jahrgangsübergreifenden Klassen als Teil-
standorte einer größeren Grundschule existieren dürfen – bislang sind es 36 Kinder. Bleibt 
die Zahl 46 im neuen Schulgesetz stehen, bedeutet das – nicht nur für die Marien-
Grundschule – das Aus. Gerade für den ländlichen Raum würde diese Entwicklung einher-
gehen mit dem Verlust einer wohnortnahen Schulversorgung und eines wichtigen Infrastruk-
turbestandteils. 
Das jetzt vorgelegte 8. Schulrechtsänderungsgesetz kündigt erste Ausnahmeregelungen für 
Grundschulen im Verbund an, beispielsweise wenn der Weg zu einem anderen Grundschul-
standort den Kindern nicht zugemutet werden kann.  
Bei ihrem Ortsbesuch in Hopsten-Halverde am 30. August 2012 kündigte die Landtagsabge-
ordnete Sigrid Beer (Grüne) an, dass die oben genannte Ausnahmeregelung im neuen 
Schulgesetz voraussichtlich enthalten sein wird.  
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:  
 
1. Wie viele Schulen gibt es NRW-weit, die über den 46er-Schlüssel in ihrem Bestand ge-

fährdet sind? 
 
2. Wenn es diese oben genannte Ausnahmereglung gibt: nach welchen Kriterien wird dar-

über hinaus über Ausnahmen und damit über Fortbestand oder Schließung entschieden?   
 
3. Nach welchen Kriterien bewertet die Landesregierung einen Schulweg, der Schülerinnen 

und Schülern zugemutet bzw. nicht zugemutet werden kann?   
 
4. Wie wird den von einer Schließung betroffenen Kommunen bei der Umstrukturierung und 

Weiternutzung der freiwerdenden Immobilien geholfen? 
 
5. Inwieweit wird das Lehrerkollegium unterstützt, das von einer Standortschließung betrof-

fen ist? 
 
Wilfried Grunendahl 


